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Mi. Milkfolum lin NDH HN N GAU MA Manila 0 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, he, 
was folgt: 

Die Landgemeinden Limmer, Davenſtedt, Badenſtedt und Bornum werden 
mit dem 1. April 1909 von dem Landkreiſe Linden abgetrennt und nach Maß⸗ 
gabe der in den Anlagen abgedruckten Eingemeindungsverträge der Stadtgemeinde 
und dem Stadtkreiſe Linden einverleibt. 

Der Magiſtrat zu Linden erhält mit Verkündung dieſes Geſetzes die Be— 
fugnis, wegen des Überganges aus dem alten in das neue Verhältnis, ins⸗ 
befondere wegen der Wahl der neuen Bürgervorſteher, das Erforderliche angu- 
ordnen. g 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Pola, den 13. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Sydow. 
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Ausgegeben zu Berlin den 21. Mai 1909. 


Anlage A. 


Vertrag 
zwiſchen 
der Stadtgemeinde Linden und der Dorfgemeinde Limmer. 


} 8 
Die Dorfgemeinde Limmer wird in ihrem bisherigen Gemarkungsumfange 
mit der Stadtgemeinde Linden zu einer einheitlichen Stadtgemeinde vereinigt. 
Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung ſcheidet die Gemeinde Limmer aus dem 
Landkreis aus und wird Teil des Stadtkreiſes Linden. 


§ 2. 

Das Gemeindevermögen und die Gemeindeſchulden der bisherigen Gemeinde 
Limmer gehen mit dem Tage der Vereinigung auf die vergrößerte Stadtgemeinde 
Linden über. | s 

3. 


Für die durch die Vereinigung mit Limmer vergrößerte Stadtgemeinde 
Linden beſteht nur ein Bürgerrecht. 

Die für die Stadtgemeinde Linden geltenden Beſtimmungen über den 
Erwerb und den Verluſt des Bürgerrechts treten mit dem Zeitpunkte der Ber- 
einigung der Gemeinde Limmer mit der Stadtgemeinde Linden auch für das 
Gebiet der ehemaligen Gemeinde Limmer in Kraft. 


§ 4. 

Diejenigen Perſonen, welche am Tage der Vereinigung der Gemeinde 
Limmer mit der Stadtgemeinde Linden im Gebiete der Gemeinde Limmer ihren 
Wohnſitz haben und als Eigentümer eines im Gemarkungsbezirke Limmer belegenen 
Grundſtücks oder aus anderen Gründen zum Erwerbe des Bürgerrechts ver⸗ 
pflichtet ſind, erhalten das Bürgerrecht der Stadtgemeinde Linden für ſich, ihre 
Ehefrauen und ihre ehelichen Kinder, ſoweit die Kinder am Tage der Vereinigung 
von Linden und Limmer das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, unent⸗ 
geltlich, ſofern die betreffenden Perſonen im Beſitze der preußiſchen Staats⸗ 
angehörigkeit ſind und keine Freiheitsſtrafen erlitten haben. Außerdem iſt jeder 
über 25 Jahre alte, im Beſitze der preußiſchen Staatsangehörigkeit befindliche 


männliche Einwohner des ehemaligen Gemeindebezirkes Limmer berechtigt, das 
Bürgerrecht der Stadt Linden gegen Zahlung eines Bürgergewinngeldes von 
30 Mark zu erwerben, wenn er 
a) den Antrag auf Verleihung des Bürgerrechts innerhalb 4 Monaten 
nach Inkrafttreten des Eingemeindungsvertrags ſtellt, 
p) ſich verpflichtet, für den Fall ſeiner Verheiratung das Bürgerrecht auch 
für ſeine Ehefrau gegen Zahlung von 15 Mark zu erwerben, 
c) bei Stellung des Verleihungsantrags 
1. nicht eine Zuchthausſtrafe oder eine Gefängnisſtrafe wegen Ver⸗ 
brechens oder Vergehens gegen das Eigentum, die Sittlichkeit 
oder wegen ſchwerer Körperverletzung erlitten hat und in der Ver⸗ 
fügung über ſein Vermögen nicht durch gerichtliche Anordnungen 
beſchränkt iſt, 
2. ſechs Jahre ununterbrochen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Limmer wohnhaft geweſen und während dieſer Zeit keinerlei Unter- 
ſtützung aus öffentlichen Armenmitteln bezogen hat. 


§ 5. 

Die Einwohner der Gemeinde Limmer werden mit dem Tage der Ber 
einigung von Linden und Limmer den Einwohnern der Stadtgemeinde Linden 
gegenüber gleichberechtigt bezüglich der im Stadtgebiete beſtehenden, dem gemeinen 
Wohle dienenden Einrichtungen, insbeſondere rückſichtlich des Bezugs von Trink⸗ 
und Gebrauchswaſſer ſowie von Koch- und Leuchtgas, des Beſuchs der Unter⸗ 
richtsanſtalten ſowie der Aptierung, Reinigung und Beleuchtung der Straßen. 


§ 6. ; 

Die obrigkeitliche Verwaltung im Bezirke der vergrößerten Stadtgemeinde 
Linden ſteht nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen dem Magiſtrate der 
Stadt Linden zu. 

N 

Das Bürgervorſteher-Kollegium der Stadtgemeinde Linden wird alsbald 
nach der Vereinigung der Gemeinden Linden und Limmer um zwei Mitglieder 
vergrößert, welche aus der Zahl der wahlberechtigten Bewohner des Gebiets der 
ehemaligen Gemeinde Limmer zu wählen ſind. 


§ 8. 

Die nachbezeichneten zur Zeit von der Gemeinde Limmer angeſtellten 
Perſonen werden, wenn ſie am Tage der Vereinigung der Gemeinde Limmer 
mit der Stadtgemeinde Linden noch im Dienſte der Gemeinde ſtehen, mit ihrem 
Befoldungs- und Penſionsdienſtalter in den Dienſt der Stadtgemeinde in ihrer bis⸗ 
herigen Dienſttätigkeit und ihrer Vorbildung entſprechende Stellungen übernommen. 
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Die für die ftädtifchen Beamten uſw. geltenden Beſtimmungen finden auf 
die in den ſtädtiſchen Dienſt übernommenen Perſonen entſprechende Anwendung. 

Als in den ſtädtiſchen Dienſt zu übernehmende Angeſtellte ſind zur Zeit 
in Limmer vorhanden: 


Gemeinderechnungsführer W. Blume, 
Polizeiſergeant L. Steingrand, 
Polizeiſergeant Hermann Garre. 


Dem Gemeindevorſteher Heller zahlt die Stadtgemeinde Linden bis zum 
1. April 1910 ſeinen bisherigen Gehalt von jährlich 4000 Mark weiter. Herr 
Heller iſt verpflichtet, auf Wunſch des Magiſtrats der Stadt Linden nach der 
Vereinigung von Limmer und Linden eine entſprechende ſtädtiſche Dienſtſtellung 
gegen Bezug des obengenannten Gehalts zu übernehmen, ſofern er dienſtfähig 
bleibt. Insbeſondere kann der Magiſtrat der Stadt Linden dem Herrn Heller 
die Geſchäfte eines Standesbeamten für den Bezirk der ehemaligen Gemeinde 
Limmer unter Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde übertragen. 

Wird dem Herrn Heller nach der Vereinigung von Linden und Limmer 
keine Dienſttätigkeit übertragen, ſo bezieht Herr Heller vom 1. April 1910 ab 
eine Penſion von jährlich 3000 Mark. Die gleiche Penſion bezieht Herr Heller, 
wenn er eine ihm übertragene Dienſttätigkeit nach dem 1. April 1910 wegen 
Dienſtunfähigkeit niederlegt oder wenn der Magiſtrat der Stadt Linden ihn nach 
dem 1. April 1910 in den Ruheſtand verſetzt. Die Stadtgemeinde Linden iſt 
verpflichtet, Herrn Heller von Inkrafttreten dieſes Vertrags ab bei der Provinzial- 
Witwen⸗ und Waiſenkaſſe der Provinz Hannover unter den für die übrigen 
ſtädtiſchen Beamten geltenden Beſtimmungen zu verſichern. 

Am Tage der Vereinigung von der Gemeinde Limmer gegen Kündigung 
beſchäftigte Arbeiter, insbeſondere den Laternenwärter Albert Seegers, wird der 
Magiſtrat der Stadt Linden unter tunlichſt entſprechenden Arbeitsbedingungen 
weiter beſchäftigen. 


§ 9. 


Die Stadtgemeinde Linden und die ehemalige Gemeinde Limmer bilden 
vom Tage der Vereinigung ab einen einheitlichen Ortsarmenverband. 

Inſofern durch die Vereinigung eine Unterbrechung der Friſt zum Erwerbe 
des Unterſtützungswohnſitzes für Einwohner der Stadt Linden oder der Gemeinde 
Limmer eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde die Verpflichtung, von 
den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr erwachſenen Befugniſſen anderen 
Armenverbänden gegenüber keinen Gebrauch zu machen. 


§ 10. 


Die Stadtgemeinde Linden und die Gemeinde Limmer bilden nach der 
Vereinigung einen einheitlichen Volksſchulverband. 


Von denjenigen Perſonen, welche im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Limmer wohnen, darf kein Schulgeld erhoben werden, wenn ihre Kinder oder 
Pflegebefohlenen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde Limmer belegene Volks⸗ 
ſchulen beſuchen. 

Die gegenwärtig mit dem Küſterdienſte verbundene Lehrerſtelle in Limmer 
iſt möglichſt bald nach Vereinbarung mit dem Kirchenvorſtande vom Küſterdienſte 
zu trennen. 


§ 11. 
Die Rechtsverhältniſſe der Teilungs- und Verkoppelungsintereſſenten zu 
Limmer ſowie die Jagdverhältniſſe werden durch die Vereinigung mit der Stadt⸗ 
gemeinde Linden nicht berührt. 


§ 12. 

Auch nach der Vereinigung der Gemeinde Limmer mit der Stadtgemeinde 
Linden bleiben für den Bezirk der ehemaligen Gemeinde Limmer bis auf 
weiteres in Kraft: 

29. Juli 


1. das Ortswegeſtatut für den Gemeindebezirk Limmer vom 18. Stiba 1895, 
2. das Ortsſtatut, betreffend die Aufbringung der Koſten zur Herſtellung 


und Unterhaltung des Straßenpflaſters ſowie der Bürgerſteige im 


5 ; f 18. Nov 
Bezirke der Gemeinde Limmer, vom > ae 1901; 
6. Dezember 


3. die Polizeiverordnung vom 16. Mai 1900, betreffend die Beſchaffen⸗ 
heit der für den öffentlichen Verkehr und den Anbau als fertig her⸗ 
geſtellt zu erachtenden Straßen im Gemeindebezirke Limmer. 


§ 13. 
Der Magiftrat der Stadt Linden ift verpflichtet gegen Erfüllung der 
im $ 1 Ziffer 4 und 5 des Ortsſtatuts vom 1 1895 geſtellten Be- 
dingungen den Neubau von Wohnhäuſern an den nachſtehend bezeichneten 
Straßen zuzulaſſen, auch wenn fie noch nicht nach den Vorſchriften der Polizei⸗ 
verordnung vom 16. Mai 1900 fertiggeſtellt ſind: 5 
Wunſtorfer Straße bis zur Ahlemer Grenze, 
Harenberger Straße bis zur Ahlemer Grenze, 
Friedhofſtraße, Weideſtraße, Gartenweg, Adolf, Schmiede, Sand-, 
Wieſen⸗, Wedekind⸗, Tegtmeyer⸗, Kleine, Sackmann⸗, Große, Brunnen, 
Ulmen-, Steinfeld, Weſſel⸗, Ehrhardt⸗Straße, Velber Weg und die von 
der Harenberger Straße zwiſchen Schule und Kirchhof abzweigende 
projektierte Straße. 


$ 14. 


Die Fußwege neben den Fahrbahnen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Limmer follen bis auf weiteres mit Grand oder ähnlichem Materiale befeſtigt 
werden. 

Jedoch find die Fußwege an der Wunſtorfer Straße von der Föſſebrücke bis 
zur Gummikammfabrik und an der Harenberger Straße von der Wunſtorfer Straße 
bis zur Brunnenſtraße innerhalb zweier Jahre, von der Vereinigung von Linden 
und Limmer an gerechnet, ſoweit dieſes noch nicht geſchehen iſt, in einer Breite 
von lps bis 2 Meter mit Klinkern, Aſphalt, Zementplatten oder ähnlichem 
Materiale zu befeſtigen. 

Bei Inkrafttreten dieſes Vertrags bereits mit Klinkern, Aſphalt, Zement⸗ 
platten oder ähnlichem Materiale befeſtigte Fußſteige find in mindeſtens ent- 
ſprechendem Zuſtand auch ferner zu erhalten. 


$ 15. 

Die Straßenbeleuchtungseinrichtungen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Limmer ſind der Zunahme der Bebauung und der Einwohnerzahl entſprechend 
zu vermehren in dem gleichen Maße als dieſes bisher durch die Gemeindever⸗ 
waltung Limmer geſchehen iſt. 

Ein Drittel der im ehemaligen Gemeindebezirke Limmer in Betrieb geſetzten 
Straßenlaternen iſt als Nachtlaternen zu behandeln. i 


§ 16. 


Die Reinigung der im Bezirke der ehemaligen Gemeinde Limmer belegenen 
öffentlichen Straßen, Gräben und Waſſerläufe hat die Stadtgemeinde in dem 
gleichen Umfang auszuüben, als es durch die Gemeindeverwaltung bisher ge- 
ſchehen iſt. 

Die Fahrbahnen der Wunſtorfer Straße und der Harenberger Straße ſind 
auf den im § 14 dieſes Vertrags genannten Strecken mindeſtens einmal wöchentlich 
zu reinigen. 

Die Beſprengung der Straßen des ehemaligen Gemeindebezirkes Limmer 
hat in demſelben Verhältniſſe zu geſchehen wie im Bezirke der bisherigen Stadt⸗ 
gemeinde Linden. 

§ 17, 


Das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Limmer wird einheitlich mit dem 
Stadtgebiete Linden in dem fortſchreitenden Bedürfnis entſprechendem Maße mit 
Entwäſſerungskanaliſation verſehen. : 

Die Stadtgemeinde Linden ift verpflichtet, ſpäteſtens innerhalb zweier 
Jahre nach Herſtellung des den Bezirk der ehemaligen Gemeinde Limmer be⸗ 
rührenden Hauptſtranges der ſtädtiſchen Entwäſſerungskanaliſation auch die nach⸗ 
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ſtehend bezeichneten Straßen des ehemaligen Gemeindebezirkes Limmer unter An- 
ſchluß an die ſtädtiſche Hauptkanaliſation zu kanaliſieren: 
Wunſtorfer Straße bis zur Gummikammfabrik, 
Harenberger Straße bis zur Brunnenſtraße, 
Friedhofſtraße, Weideſtraße, Gartenweg, Adolf⸗, Mühlen⸗, Schmiede, 
Sand⸗, Tegtmeyer⸗, Wedekind⸗, Kleine, Sackmann⸗, Große, 
Ulmen⸗, Brunnen⸗ und Weſſel⸗Straße. 

Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet ſich, ſpäteſtens innerhalb vier Jahren 
nach Inkrafttreten des Eingemeindungsvertrags mit der Ausführung des im 
Abf. 2 dieſes Paragraphen erwähnten Hauptſtranges der Kanaliſation im Ge⸗ 
biete der jetzigen Gemarkung Limmer zu beginnen. ; 

Die Stadtgemeinde Linden ift verpflichtet, denjenigen Grundbeſitzern der 
ehemaligen Gemeinde Limmer, welchen infolge Ausführung der Entwäſſerungs⸗ 
kanaliſation der bisherige Bezug des Trinkwaſſers für auf ihren Grundſtücken 
befindliche Wohngebäude unmöglich gemacht oder weſentlich erſchwert wird, Ein⸗ 
richtungen zum ungehinderten Bezuge von Trinkwaſſer zur Verfügung zu ſtellen. 

Dieſer Verpflichtung kann die Stadt Linden dadurch genügen, daß ſie den 
Anſchluß des betreffenden Grundſtücks an die hannoverſche Trinkwaſſerleitung 
unter den Bedingungen ihres Waſſerverſorgungsvertrags mit der Stadt 
Hannover erwirkt. a 


§ 18. 


Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet fich, mit tunlichſter Beſchleunigung, 
jedenfalls innerhalb zweier Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes Vertrags und 
nach Feſtlegung der Pläne für die Rhein⸗Leine⸗Kanal⸗Häfen, den vorhandenen 
Bebauungsplan für den ganzen Bezirk der ehemaligen Gemeinde Limmer zu 
vervollſtändigen beziehungsweiſe einheitlich auszugeſtalten. Dabei iſt auf möglichſt 
günſtige Auſſchließung der die Zuwegung zu den Kanalanlagen und zu den 
Eiſenbahnanlagen bildenden und an dieſen Zuwegungen liegenden Grundſtücke 
Bedacht zu nehmen. Die Feſtlegung eines Straßenzugs von der Harenberger 
nach der Davenſtedter Straße weſtlich der Bahnanlagen iſt tunlichſt vorzuſehen. 


§ 19. 


Die den Teilungs⸗ und Verkoppelungsintereſſenten eigentümlich gehörenden 
Koppelwege werden der Stadtgemeinde Linden, ſoweit erforderlich, für die Ver⸗ 
legung der Kanaliſationseinrichtungen unentgeltlich gegen die Verpflichtung zur 
Verfügung geſtellt werden, dieſe Wege nach Beendigung der Arbeiten wieder 
ordnungsmäßig inſtandzuſetzen. i 

§ 20. 

Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet ſich, den von der Kirchengemeinde 

Limmer hinter dem Limmer Brunnen angelegten neuen Friedhof von der Kirchen⸗ 


111 


gemeinde anzukaufen für den Fall, daß die Kirchengemeinde dieſen Friedhof der 
Stadtgemeinde gegen Zahlung eines Kaufpreiſes von rund 43 000 Mark über⸗ 
laſſen will. 

\ Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet ſich, für den Fall der Übernahme 
dieſes Friedhofs ihn nach der Eingemeindung von Limmer und Linden bis zur 
vollſtändigen Belegung nach Maßgabe der Ordnungen für die ſtädtiſchen Fried- 
höfe Lindens weiter und zwar ausſchließlich durch die Einwohner der Ortſchaften 
Ahlem, Davenſtedt, Velber und des Gemeindebezirkes Limmer benutzen zu laſſen, 
vorbehaltlich der Befugnis der Einwohner des Gemeindebezirkes Limmer, auch 
die Lindener Friedhöfe zu benutzen. 

Für den von der Kirchengemeinde Limmer zu übernehmenden Friedhof 
bleiben die gegenwärtig gültigen Gebührenſätze noch fünf Jahre nach Übernahme 
des Friedhofs in ſtädtiſche Verwaltung unverändert. 


§ 21. 

Für den ehemaligen Gemeindebezirk Limmer werden folgende Feſtſetzungen 

rückſichtlich der Gemeindeſteuern getroffen: 

1. Die Hundeſteuer darf für die erſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes 
Vertrags nicht mehr als 6 Mark jährlich für den Hund betragen. 

2. An Grund- und Gebäudeſteuern werden für die nächſten 6 Jahre nach 
Inkrafttreten dieſes Vertrags in jedem Jahre nur 180 Prozent der 
ſtaatlich veranlagten Grund- und Gebäudeſteuer erhoben. 

3. Für die nächſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags gelangt 
bei einem Eigentumswechſel an im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Limmer belegenen Grundſtücken eine Wertzuwachsſteuer dann nicht zur 
Erhebung, wenn der veräußernde Grundeigentümer oder ſein Erblaſſer 
bereits zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Vertrags Grundbucheigentümer 
des veräußerten Grundſtücks war. Bei der demnächſt in dem Bezirke 
der ehemaligen Gemeinde Limmer einzuführenden Wertzuwachsſteuer iſt 
bei Berechnung des Wertzuwachſes der Wert der Grundſtücke am Tage 
der Vereinigung der Gemeinden Linden und Limmer zu Grunde zu 
legen. 

4. Während der nächſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags 
dürfen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde Limmer keine neuen Ge- 
meindeſteuern vom Grundbeſitz eingeführt werden. 

Die Erhebung von Straßenanliegerbeiträgen und Gebühren für die Ent- 

wäſſerungskanaliſation bleiben unberührt. 


§ 22. 
Die im $ 1 des Ortsſtatuts der Stadt Linden, betreffend den Schlacht— 


22. Ma 5 2 
hauszwang, vom 77 a 1905 enthaltene Befreiung von Schweineſchlachtungen 


vom Schlachthauszwange darf für den Bezirk der ehemaligen Gemeinde Limmer 
1 der nächſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags nicht aufgehoben 
werden. 

N 23. 

Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet fch, dahin zu ſtreben, daß möglichſt 
bald eine befahrbare Brücke über die Leine in der Nähe der Schwanenburg an 
Stelle der vor längeren Jahren eingeſtürzten Brücke errichtet wird. Sie wird 
ferner an zuständiger Stelle dafür eintreten, daß die Herſtellung eines Anſchluß⸗ 
gleiſes an die Umgehungsbahn zwiſchen Wunſtorfer Straße und Harenberger Straße 
genehmigt wird. 

§ 24. 
Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet ſich, auf die Dauer von mindeſtens 
10 Jahren nach Inkrafttreten dieſes Vertrags: 

a) ein beſonderes Standesamt oder eine beſondere Abteilung des Lindener 
Standesamts mit dem Sitze im ehemaligen Gemeindebezirke Limmer 
für die Einwohner des ehemaligen Gemeindebezirkes Limmer beſtehen 
zu laſſen beziehungsweiſe einzurichten und zu unterhalten; 

b) für die zum Beſuch einer gewerblichen Fortbildungsſchule verpflichteten 
Einwohner des ehemaligen Gemeindebezirkes Limmer die gewerbliche 
Fortbildungsſchule in Limmer eventuell unter organiſatoriſchem An⸗ 
ſchluß an die Lindener gewerbliche Fortbildungsſchule beſtehen zu laſſen 
und zu unterhalten, ſofern nicht die Pflicht zum Beſuche der Fort⸗ 
bildungsſchule in der Stadt Linden innerhalb dieſer Zeit erweitert 
werden oder die Stadtgemeinde zur Erbauung eines neuen Gebäudes 
für die Fortbildungsſchule ſchreiten ſollte. 


§ 25. 

Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet fih, für den Fall der Errichtung 
einer neuen Apotheke im Stadtgebiete nach Inkrafttreten dieſes Vertrags dafür 
einzutreten, daß die neue Apotheke im ehemaligen Gemeindebezirke Limmer er⸗ 
richtet wird. i 

§ 26. 

Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet ſich, der ferneren Zulaſſung zweier 
Schützenfeſte für den ehemaligen Gemeindebezirk Limmer jährlich zu Pfingſten 
und in der zweiten Hälfte des Monats Juni keine Schwierigkeiten zu bereiten, 
ſondern für die Zulaſſung dieſer Feſte einzutreten. 


§ 27, 

Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet ſich, die für den ehemaligen 
Gemeindebezirk Limmer beſtehende freiwillige Feuerwehr im Beſitz ihrer Geräte 
zu belaſſen und ſie in gleicher Weiſe zu unterſtützen, wie es gegenüber der frei⸗ 
willigen Turnerfeuerwehr in Linden geſchieht. 
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Die freiwillige Turnerfeuerwehr in Limmer wird dagegen als Ortsfeuer⸗ 
wehr dem Magiſtrate der Stadt Linden nach den für Ortsfeuerwehren geltenden 
Beſtimmungen unterſtellt werden. 


§ 28. 


Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet ſich, gegenüber der Warteſchule in 
Limmer nach Inkrafttreten dieſes Vertrags in dasſelbe Verhältnis einzutreten, 
welches gegenwärtig die Gemeindeverwaltung zu Limmer gegenüber der Warte⸗ 
ſchule einnimmt und für die Zeit der Fortdauer dieſes Verhältniſſes der Warte- 
ſchule eine Beihilfe von jährlich 1000 Mark zu zahlen. 


529 
Mit dem Inkrafttreten dieſes Vertrags finden alle für den Gemeindebezirk 
Linden erlaſſenen ortsſtatutariſchen Vorſchriften, Gemeindebeſchlüſſe und Polizei⸗ 
verordnungen auch auf den ehemaligen Gemeindebezirk Limmer Anwendung, 
ſoweit nicht in dieſem Vertrag etwas anderes beſtimmt iſt. 


$ 30. 

Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet fich, ſpäteſtens innerhalb 2 Jahren 
nach der Vereinigung von Limmer und Linden in dem Bezirke der ehemaligen 
Gemeinde Limmer oder in deſſen Nähe an einer leicht zu erreichenden Stelle ein 
öffentliches Brauſebad zu errichten. 

j Der Preis des einzelnen Bades darf 10 Pfennig nicht überſchreiten. 


§ 31. 


Diefer Vertrag tritt 3 Monate nach Verkündung des Eingemeindung- 
geſetzes, ſpäteſtens aber am 1. April 1909, in Kraft. 


Limmer, den 29. Mai 1908. Linden, den 17. Juni 1908. 
(Sieger) Der Gemeindevorſtand. Gigt) Der Magiſtrat. 
Heller, Gemeindevorſteher. Lodemann. 


C. Dannenberg, Beigeordneter. 
A. Droſte, Beigeordneter. 


Anlage B. 


Vertrag 
; zwiſchen 
der Stadtgemeinde Linden und der Dorfgemeinde Davenſtedt. 


981. 

Die Dorfgemeinde Davenſtedt wird in ihrem bisherigen Gemarkungsumfange 
mit der Stadtgemeinde Linden zu einer einheitlichen Stadtgemeinde vereinigt. 
Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung ſcheidet die Gemeinde Davenſtedt aus dem 
Landkreis aus und wird Teil des Stadtkreiſes Linden. 


2 

Das Gemeindevermögen und die Gemeindefchulden der bisherigen Gemeinde 
Davenſtedt gehen mit dem Tage der Vereinigung auf die vergrößerte Stadt- 
gemeinde Linden über. 

§ 3. 

Für die durch die Vereinigung mit Davenſtedt vergrößerte Stadtgemeinde 
Linden beſteht nur ein Bürgerrecht. 
; Die für die Stadtgemeinde Linden geltenden Beſtimmungen über den Er⸗ 
werb und den Verluſt des Bürgerrechts treten mit dem Zeitpunkte der Ber- 
einigung der Gemeinde Davenſtedt mit der Stadtgemeinde Linden auch für das 
Gebiet der ehemaligen Gemeinde Davenſtedt in Kraft. 


§ 4. 

Diejenigen Perſonen, welche am Tage der Vereinigung der Gemeinde 
Davenſtedt mit der Stadtgemeinde Linden im Gebiete der Gemeinde Davenſtedt 
ihren Wohnſitz haben und als Eigentümer eines im Gemarkungsbezirke Daven⸗ 
ſtedt belegenen Grundſtücks oder aus anderen Gründen zum Erwerbe des Bürger⸗ 

rechts verpflichtet find, erhalten das Bürgerrecht der Stadtgemeinde Linden für 

ſich, ihre Ehefrauen und ihre ehelichen Kinder, ſoweit die Kinder am Tage der 

Vereinigung von Linden und Davenſtedt das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 

haben, unentgeltlich, ſofern die betreffenden Perſonen im Beſitze der preußiſchen 

Staatsangehörigkeit find und keine Freiheitsſtrafen erlitten haben. Außerdem ift jeder 

über 25 Jahre alte, im Beſitze der preußiſchen Staatsangehörigkeit befindliche 
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männliche Einwohner des ehemaligen Gemeindebezirkes Davenſtedt berechtigt, das 
Bürgerrecht der Stadt Linden gegen Zahlung eines Bürgergewinngeldes von 
30 Mark zu erwerben, wenn er 
a) den Antrag auf Verleihung des Bürgerrechts innerhalb 4 Monaten 
nach Inkrafttreten des Eingemeindungsvertrags ſtellt, 
b) fich verpflichtet, für den Fall feiner Verheiratung das Bürgerrecht 
auch für ſeine Ehefrau gegen Zahlung von 15 Mark zu erwerben, 
c) bei Stellung des Verleihungsantrags 
1. nicht eine Zuchthausſtrafe oder eine Gefängnisſtrafe wegen Ver⸗ 
brechens oder Vergehens gegen das Eigentum, die Sittlichkeit 
oder wegen ſchwerer Körperverletzung erlitten hat und in der Ber- 
fügung über ſein Vermögen nicht durch gerichtliche Anordnungen 
beſchränkt iſt, 
2. acht Jahre ununterbrochen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Davenſtedt wohnhaft geweſen und während dieſer Zeit keinerlei 
Unterſtützung aus öffentlichen Armenmitteln bezogen hat. 


§ 5. 

Die Einwohner der Gemeinde Davenſtedt werden mit dem Tage der Ver- 
einigung von Linden und Davenſtedt den Einwohnern der Stadtgemeinde Linden 
gegenüber gleichberechtigt bezüglich der im Stadtgebiete beſtehenden, dem gemeinen 
Wohle dienenden Einrichtungen. 

Die Stadtgemeinde Linden iſt insbeſondere verpflichtet, in Gemäßheit der 
von ihr mit dem Magiſtrate der Stadt Hannover beziehungsweiſe mit der 
Imperial⸗Continental⸗Gas⸗Aſſociation zu London abgeſchloſſenen Verträge eine 
Verſorgung des bebauten Gebiets der Gemeinde Davenſtedt mit Gas und Trini- 
waſſer herbeizuführen und für einen der fortſchreitenden Bebauung entſprechenden 
weiteren Ausbau der Gas- und Waſſerleitung für die Zukunft zu ſorgen. 

Die Stadt verpflichtet ſich, dafür einzutreten, daß bei der Handhabung 
der Straßen-, Verkehrs- und Geſundheitspolizei auf den noch vorwiegend land- 
lichen Charakter der Dorfgemeinde tunlichſt Rückſicht genommen und eine Er- 
ſchwerung des Betriebs der Landwirtſchaft vermieden wird. 


§ 6. 

Die obrigkeitliche Verwaltung im Bezirke der vergrößerten Stadtgemeinde 
Linden ſteht nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen dem Magiſtrate der 
Stadt Linden zu. 

§. 7. 

Das Bürgervorfteher- Kollegium der Stadtgemeinde Linden wird alsbald 
nach der Vereinigung der Gemeinden Linden und Davenſtedt um ein Mitglied 
vergrößert, welches aus der Zahl der wahlberechtigten Bewohner des Gebiets der 
ehemaligen Gemeinde Davenſtedt zu wählen iſt. 


§ 8. 

Der zur Zeit im Dienfte der Gemeinde Davenftedt tätige Gemeindediener 
wird, wenn er am Tage der Vereinigung der Gemeinde Davenftedt mit der 
Stadtgemeinde Linden noch im Dienſte der Gemeinde ſteht, in eine ſeiner bis⸗ 
herigen Dienſttätigkeit und Vorbildung entſprechende Stellung in die Stadtver⸗ 
waltung übernommen und in ſeinem Dienſtverhältniſſe jedenfalls nicht ſchlechter 
geſtellt, als er in der Gemeinde Davenſtedt vor Abſchluß dieſes Vertrags ge— 
ſtellt war. 


§9. 

Die Stadtgemeinde Linden und die ehemalige Gemeinde Davenſtedt bilden 
vom Tage der Vereinigung ab einen einheitlichen Ortsarmenverband. 

Inſofern durch die Vereinigung eine Unterbrechung der Friſt zum Erwerbe 
des Unterſtützungswohnſitzes für Einwohner der Stadt Linden oder der Gemeinde 
Davenſtedt eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde die Verpflichtung, 
von den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr erwachſenden Befugniſſen 
anderen Armenverbänden gegenüber keinen Gebrauch zu machen. 


§ 10. 


Die Stadtgemeinde Linden und die Gemeinde Davenſtedt bilden nach der 
Vereinigung einen einheitlichen Volksſchulverband. 

Von denjenigen Perſonen, welche im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Davenſtedt wohnen, darf innerhalb der nächſten ſechs Jahre nach der Ber- 
einigung von Davenſtedt und Linden kein Schulgeld für den Beſuch der Volks— 
ſchulen erhoben werden. 

Die Kapellenküſterſtelle in Davenſtedt wird nach Inkrafttreten dieſes Ver⸗ 
trags nach Vereinbarung mit dem Kirchenvorſtande tunlichſt von der Schulſtelle 
getrennt. 

Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet ſich, ſobald in dem ehemaligen 
Gemeindebezirke Davenſtedt eine Zahl von ſchulpflichtigen, die Volksſchule be 
ſuchenden Kindern vorhanden iſt, welche mehr als drei Schulklaſſen erfordert, 
das nächſt zu errichtende ſtädtiſche Volksſchulgebäude, wenn nicht im Gemeinde— 
bezirke Davenſtedt, doch möglichſt an der ehemaligen Gemarkungsgrenze der Ge- 
meinde Davenſtedt zu errichten. 


§ 11. 


Die Rechtsverhältniſſe der Teilungs- und Verkoppelungsintereſſenten zu 
Davenſtedt ſowie die Jagdverhältniſſe werden durch die Vereinigung mit der 
Stadtgemeinde Linden nicht berührt. 


8 12. 

Auch nach der Vereinigung der Gemeinde Davenſtedt mit der Stadt⸗ 
gemeinde Linden bleibt für den Bezirk der ehemaligen Gemeinde Davenſtedt bis 
auf weiteres in Kraft: 71 

das Ortswegeſtatut für den Gemeindebezirk Davenſtedt vom en 
1906. 


21. März 


$ 13. 

Die Stadtgemeinde Linden ift verpflichtet, baldigſt nach Inkrafttreten dieſes 
Vertrags 15 Straßenlaternen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde Davenſtedt 
aufzuſtellen und in Betrieb nehmen zu laſſen. 

Die Straßenbeleuchtungseinrichtungen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Davenſtedt ſind bei fortſchreitender Bebauung dieſes Bezirkes angemeſſen zu ver⸗ 
mehren. 

§ 14. 

Die Stadtgemeinde Linden iſt verpflichtet, innerhalb dreier Jahre nach 
Inkrafttreten dieſes Vertrags den Verbindungsweg zwiſchen Davenſtedt Velber nach 
Ahlem in etwa 300 Meter Länge neu chauſſieren zu laſſen. Die Stadtgemeinde 
Linden wird auch eine demnächſtige Neuchauſſierung des Verbindungswegs zwiſchen 
Davenſtedt und Badenſtedt in wohlwollende Erwägung ziehen. 


; EN 
Die Einwohner des ehemaligen Gemeindebezirkes Davenſtedt haben die 
Befugnis, neben den Lindener Friedhöfen auch den in der Gemeinde Limmer 
hinter dem Limmer Brunnen belegenen neuen Friedhof bis zudeſſen vollſtändiger 
Belegung mitzubenutzen, ſofern dieſer Friedhof aus der Verwaltung der Kirchen⸗ 
gemeinde in ſtädtiſche Verwaltung übernommen wird. 


§ 16. 

Für den ehemaligen Gemeindebezirk Davenſtedt werden folgende Feſtſetzungen 

rückſichtlich der Gemeindeſteuern getroffen: 

1. Die Hundeſteuer darf für die erſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes 
Vertrags nicht mehr als 6 Mark jährlich für den Hund betragen. 

2. An Grund⸗ und Gebäudeſteuern werden für die nächſten 6 Jahre 
nach Inkrafttreten dieſes Vertrags in jedem Jahre nur 180 Prozent 
der ſtaatlich veranlagten Grund⸗ und Gebäudeſteuer erhoben. 

3. Für die nächſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags gelangt 
bei einem Eigentumswechſel an im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Davenſtedt belegenen Grundſtücken eine Wertzuwachsſteuer dann nicht 
zur Erhebung, wenn der veräußernde Grundeigentümer oder ſein 
Erblaſſer bereits zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Vertrags Grundbuch⸗ 
eigentümer des veräußerten Grundſtücks war. Bei der demmächſt in 


dem Bezirke der ehemaligen Gemeinde Davenftedt einzuführenden Wert- 
zuwachsſteuer iſt bei Berechnung des Wertzuwachſes der Wert der 
Grundſtücke am Tage der Vereinigung der Gemeinden Linden und 
Davenſtedt zu Grunde zu legen. 

4. Während der nächſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags 
dürfen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde Davenſtedt keine neuen 
Gemeindeſteuern vom Grundbeſitz eingeführt werden. 

Die Erhebung von Straßenanliegerbeiträgen und Gebühren für die Ent⸗ 

wäſſerungskanaliſation bleiben unberührt. 


17% 
Die im J l Ja Ortsſtatuts der Stadt Linden, betreffend den Schlacht⸗ 


= i 0005 enthaltene Befreiung der Schweineſchlachtungen 


vom Schlachthauszwange darf für den Bezirk der ehemaligen Gemeinde Daven- 
ſtedt, ſolange die Bebauung dieſes Bezirkes noch vorwiegend ländlichen Charakter 
trägt, jedenfalls während der nächſten 10 Jahre nach Inkrafttreten dieſes 
Vertrags, nicht aufgehoben werden. 


hauszwang, vom = 


§ 18. 

. Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet fich, Die für den a Gemeinde- 
bezirk Davenſtedt beſtehende freiwillige Feuerwehr im Beſitz ihrer Geräte zu be⸗ 
laſſen und ſie in gleicher Weiſe zu unterſtützen, wie es gegenüber der freiwilligen 

Turnerfeuerwehr in Linden geſchieht. 

Die freiwillige Turnerfeuerwehr in Davenſtedt wird dagegen als Ortsfeuer⸗ 
wehr dem Magiſtrate der Stadt Linden nach den für een geltenden 
Beſtimmungen unterſtellt werden. 

9 19 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Vertrags finden alle für den Gemeindebezirk 
Linden erlaſſenen ortsſtatutariſchen Vorſchriften, Gemeindebeſchlüſſe und Polizei⸗ 
verordnungen auch auf den ehemaligen Gemeindebezirk Davenſtedt Anwendung, 
ſoweit nicht in dieſem Vertrag etwas anderes beſtimmt iſt. 


§ 20. 
Dieſer Vertrag tritt 3 Monate nach Verkündung des Eingemeindungs⸗ 
geſetzes, ſpäteſtens aber am 1. April 1909, in Kraft. 


Davenſtedt, den 17. Juli 1908. Linden, den 30. Juli 1908. 
(Siegel) Der Gemeindevorſteher. (Siegel) Der Magiſtrat. 
Alten. Lodemann. 


Der Beigeordnete. 
A. Bleibaum. 


Anlage C. 


Vertrag 


zwiſchen 


der Stadtgemeinde Linden und der Dorfgemeinde Badenſtedt. 


81. 

Die Dorfgemeinde Badenſtedt wird in ihrem bisherigen Gemarkungs⸗ 
umfange mit der Stadtgemeinde Linden zu einer einheitlichen Stadtgemeinde ver⸗ 
einigt. Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung ſcheidet die Gemeinde Badenſtedt 
aus dem Landkreis aus und wird Teil des Stadtkreiſes Linden. 


8 2. 

Das Gemeindevermögen und die Gemeindeſchulden der bisherigen Gemeinde 
Badenſtedt gehen mit dem Tage der Vereinigung auf die vergrößerte Stadt- 
gemeinde Linden über. 

§ 3. 
Für die durch die Vereinigung mit Badenſtedt vergrößerte Stadtgemeinde 
Linden beſteht nur ein Bürgerrecht. 

Die für die Stadtgemeinde Linden geltenden Beſtimmungen über den Er⸗ 
werb und den Verluſt des Bürgerrechts treten mit dem Zeitpunkte der Vereinigung 
der Gemeinde Badenſtedt mit der Stadtgemeinde Linden auch für das Gebiet 
der ehemaligen Gemeinde Badenſtedt in Kraft. 


§4. 

Diejenigen Perſonen, welche am Tage der Vereinigung der Gemeinde 
Badenſtedt mit der Stadtgemeinde Linden im Gebiete der Gemeinde Badenſtedt 
ihren Wohnſitz haben und als Eigentümer eines im Gemarkungsbezirke Badenſtedt 
belegenen Grundſtücks oder aus anderen Gründen zum Erwerbe des Bürgerrechts 
verpflichtet ſind, erhalten das Bürgerrecht der Stadtgemeinde Linden für ſich, 
ihre Ehefrauen und ihre ehelichen Kinder, ſoweit die Kinder am Tage der Ver⸗ 
einigung von Linden und Badenſtedt das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, unentgeltlich, ſofern die betreffenden Perſonen im Beſitze der preußiſchen 
Staatsangehörigkeit ſind und keine Freiheitsſtrafen erlitten haben. Außerdem iſt 

jeder über 25 Jahre alte, im Beſitze der preußiſchen Staatsangehörigkeit befindliche 


männliche Einwohner des ehemaligen Gemeindebezirkes Badenſtedt berechtigt, das 
Bürgerrecht der Stadt Linden gegen Zahlung eines Bürgergewinngeldes von 
30 Mark zu erwerben, wenn er 5 
a) den Antrag auf Verleihung des Bürgerrechts innerhalb 4 Monaten 
nach Inkrafttreten des Eingemeindungsvertrags ſtellt, 
b) fich verpflichtet, für den Fall feiner Verheiratung das Bürgerrecht auch 
für ſeine Ehefrau gegen Zahlung von 15 Mark zu erwerben, 
c) bei Stellung des Verleihungsantrags 
1. nicht eine Zuchthausſtrafe oder eine Gefängnisſtrafe wegen Ver⸗ 
brechens oder Vergehens gegen das Eigentum, die Sittlichkeit 
oder wegen ſchwerer Körperverletzung erlitten hat und in der 
Verfügung über ſein Vermögen nicht durch gerichtliche Anordnungen 
beſchränkt iſt, ; 
2. acht Jahre ununterbrochen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Badenſtedt wohnhaft geweſen und während dieſer Zeit keinerlei 
Unterſtützung aus öffentlichen Armenmitteln bezogen hat. 


§ 5. ` 
Die Einwohner der Gemeinde Badenſtedt werden mit dem Tage der Ber- 
einigung von Linden und Badenſtedt den Einwohnern der Stadtgemeinde Linden 
gegenüber gleichberechtigt bezüglich der im Stadtgebiete beſtehenden, dem gemeinen 
Wohle dienenden Einrichtungen. 

Die Stadtgemeinde Linden iſt insbeſondere verpflichtet, in Gemäßheit des 
von ihr mit dem Magiſtrate der Stadt Hannover abgeſchloſſenen Vertrags eine 
Verſorgung des bebauten Gebiets der Gemeinde Badenſtedt mit Trinkwaſſer 
herbeizuführen und für einen der fortſchreitenden Bebauung entſprechenden weiteren 
Ausbau der Gas- und Waſſerleitung für die Zukunft zu ſorgen. 

Die Stadt verpflichtet ſich, dafür einzutreten, daß bei der Handhabung 
der Straßen-, Verkehrs- und Geſundheitspolizei auf den noch vorwiegend länd— 
lichen Charakter der Dorfgemeinde tunlichſt Rückſicht genommen und eine Cr- 
ſchwerung des Betriebs der Landwirtſchaft vermieden wird. 


§ 6. 

Die obrigkeitliche Verwaltung im Bezirke der vergrößerten Stadtgemeinde 
Linden ſteht nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen dem Magiſtrate der 
Stadt Linden zu. ö 

SAT. 

Das Bürgervorfteher- Kollegium der Stadtgemeinde Linden wird alsbald 
nach der Vereinigung der Gemeinden Linden und Badenſtedt um ein Mitglied 
vergrößert, welches aus der Zahl der wahlberechtigten Bewohner des Gebiets der 
ehemaligen Gemeinde Badenſtedt zu wählen iſt. 
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. § 8. 

Der zur Zeit im Dienfte der Gemeinde Badenſtedt tätige Gemeindediener 
und der zur Zeit im Dienſte befindliche Nachtwächter werden, wenn ſie am Tage 
der Vereinigung der Gemeinde Badenſtedt mit der Stadtgemeinde Linden noch 
im Dienſte der Gemeinde ſtehen, in eine ihrer bisherigen Dienſttätigkeit und 
Vorbildung entſprechende Stellung in die Stadtverwaltung übernommen und in 
ihrem Dienſtverhältniſſe jedenfalls nicht ſchlechter geſtellt, als ſie in der Gemeinde 
Badenſtedt vor Abſchluß dieſes Vertrags geſtellt waren. l 

Sollte der Herr Gemeindevorſteher Ziefeniß bereit fein, nach Inkrafttreten 
dieſes Vertrags die Obliegenheiten des Verwalters einer im ehemaligen Gemeinde: 
bezirke Badenſtedt zu errichtenden Geſchäftsſtelle (vorausſichtlich Annahmeſtelle) 
für die ſtädtiſche Sparkaſſe ſowie mit Genehmigung der zuſtändigen Behörde die 
Obliegenheiten eines Standesbeamten für den ehemaligen Gemeindebezirk Baden⸗ 
ſtedt und eventuell gleichzeitig für den ehemaligen Gemeindebezirk Bornum zu 
übernehmen, ſo iſt die Stadtgemeinde verpflichtet, ihm dieſe Geſchäfte zu über⸗ 
tragen gegen eine Vergütung von 2 500 Mark pro Jahr. Pflichtmäßige Amts- 
führung bildet ſelbſtverſtändlich für die Belaſſung des Herrn Gemeindevorſtehers 
in dieſen Dienſtſtellungen die Vorausſetzung. Sollte der Herr Gemeindevorſteher 
die vorgenannten Obliegenheiten nicht übernehmen wollen oder ſollte er dieſe 
dienſtliche Tätigkeit vor Ablauf von 10 Jahren nach Inkrafttreten dieſes Vertrags 
einſtellen, ſo iſt die Stadtgemeinde Linden verpflichtet, dem Herrn Gemeinde⸗ 
vorſteher Zieſeni vom Tage des Inkrafttretens dieſes Vertrags ab, beziehungs⸗ 
weiſe von dem Tage ab, an welchem Herr Gemeindevorſteher Zieſeniß ſeine 
dienſtliche Tätigkeit einſtellt, eine Entſchädigung von 800 Mark jährlich zu zahlen 
bis zum 1. April 1919. Die Zahlung dieſer 800 Mark jährlich iſt als Ent⸗ 
ſchädigung anzuſehen für den Verluſt derjenigen Einnahmen, welche der Herr 
Gemeindevorſteher Zieſeniß als Schätzer der landſchaftlichen Brandkaſſe für den 
Bezirk des Landkreiſes Linden bisher bezogen hat. 


§ 9. 
Die Stadtgemeinde Linden und die ehemalige Gemeinde Badenſtedt bilden 
vom Tage der Vereinigung ab einen einheitlichen Ortsarmenverband. 

Inſofern durch die Vereinigung eine Unterbrechung der Friſt zum Erwerbe 
des Unterſtützungswohnſitzes für Einwohner der Stadt Linden oder der Gemeinde 
Badenſtedt eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde die Verpflichtung, 
von den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr erwachſenden Befugniſſen 
anderen Armenverbänden gegenüber keinen Gebrauch zu machen. 


§ 10. 


Die Stadtgemeinde Linden und die Gemeinde Badenſtedt bilden nach der 
Vereinigung einen einheitlichen Volksſchulverband. 


Von denjenigen Perſonen, welche im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Badenſtedt wohnen, darf innerhalb der nächſten ſechs Jahre nach der Vereinigung 
von Badenſtedt und Linden kein Schulgeld für den Beſuch der Volksſchulen 
erhoben werden. 

Die Kapellenküſterſtelle in Badenſtedt wird nach Inkrafttreten dieſes Ver⸗ 
trags nach Vereinbarung mit dem Kirchenvorſtande tunlichſt von der Schulftelle 
getrennt. 


§ 11. 
Die Rechtsverhältniſſe der Teilungs- und Verkoppelungsintereſſenten zu 
Badenſtedt ſowie die Jagdverhältniſſe werden durch die Vereinigung mit der 
Stadtgemeinde Linden nicht berührt. 


9 12. 


Die Straßenbeleuchtungseinrichtungen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Badenſtedt ſind bei fortſchreitender Bebauung dieſes Bezirkes angemeſſen zu ver⸗ 
mehren. Insbeſondere verpflichtet ſich die Stadtgemeinde Linden, innerhalb der 
nächſten drei Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags jährlich 10 neue Straßen- 
laternen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde Badenſtedt in Gemäßheit des 
zwiſchen der Stadtgemeinde Linden und der Gasanſtalt Hannover beſtehenden 
Vertrags aufzustellen. Ein Drittel der aufgeſtellten Straßenlaternen find als 
Nachtlaternen einzurichten. 

§ 13. 
Die Stadtgemeinde Linden iſt verpflichtet, nach Inkrafttreten des Vertrags 
folgende Straßenaptierungsarbeiten im Gemeindebezirke Badenſtedt innerhalb der 
nachſtehend verzeichneten Friſten ausführen zu laſſen: 
1. die Friedrichſtraße von der Unterführung der Umgehungsbahn bis zum 
Grundſtücke Nr. 88 iſt innerhalb der nächſten 6 Jahre mit Klein⸗ 
pflaſter zu verſehen; í 

2. der vom Lenther Wege bis zu dem für einen neuen Friedhof in 
Ausſicht genommenen Gelände führende Straßenteil ift ebenfalls inner- 
halb 6 Jahren mit Kleinpflaſter zu verſehen 

3. die von der Friedrichſtraße nach Davenſtedt führende Straße iſt in den 

nächſten 6 Jahren innerhalb des jetzt bebauten Teiles des Dorfes mit 
Kleinpflaſter zu verſehen, darüber hinaus bis zur Gemarkungsgrenze 
zu chauſſieren, 

4. der Salinenweg iſt innerhalb der nächſten 9 Jahre mit Kleinpflaſter 

zu verſehen 

5. die Zieſeniß⸗, Sophien- und Moltkeſtraße follen innerhalb der nächſten 

6 Jahre mit Kleinpflaſter verſehene Fahrbahnen erhalten; 
13* 


» 


6. der Lenther Weg iſt innerhalb der nächſten 6 Jahre auf der Strecke von 
der Friedrichſtraße bis zu dem zum neuen Friedhofe führenden Wege 
mit Kleinpflaſter zu verſehen, auf der Strecke vom Friedhofswege bis 
zur Gemarkungsgrenze innerhalb der nächſten 15 Jahre zu chauſſieren; 

7. mindeſtens je 1 Bürgerſteig 

a) der Friedrichſtraße, 
b) des Empelder Weges von der Friedrichſtraße bis zum Benekeſchen 
Grundſtücke, 
e) der beiden von der Friedrichſtraße zu den Schulgrundſtücken 
führenden Straßenteile 
iſt innerhalb der nächſten 6 Jahre mit Klinkern oder Zementplatten 
oder einem ähnlichen Materiale zu befeſtigen. 


§ 14. 

Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet ſich, das von der Gemeinde Baden— 
ſtedt für die Anlegung eines Friedhofs angekaufte Gelände, ſoweit das bei Sm- 
kraftreten des Vertrags noch nicht geſchehen iſt, als Friedhof herzurichten und 
dieſen Friedhof als Begräbnisſtätte für die Einwohner der jetzigen Gemeinde- 
bezirke Badenftedt, Bornum und eventuell Davenſtedt zu unterhalten und zu 
verwalten nach Maßgabe der für die Verwaltung der ſtädtiſchen Friedhöfe be— 
ſtehenden Beſtimmungen. 

815. 

Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet ſich, für die Einwohner des jetzigen 
Bezirkes der Gemeinde Badenſtedt und eventuell Bornum mindeſtens für die 
Dauer von 6 Jahren nach Inkrafttreten dieſes Vertrags ein beſonderes Standes— 
amt zu unterhalten. 


$ 16. 
Für den ehemaligen Gemeindebezirk Badenſtedt werden folgende Feſt— 
ſetzungen rückſichtlich der Gemeindeſteuern getroffen: 
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1. Die Hundeſteuer darf für die erſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes 
Vertrags nicht mehr als 6 Mark jährlich für den Hund betragen. 

2. An Grund⸗ und Gebäudeſteuern werden für die nächſten 6 Jahre nach 
Inkrafttreten dieſes Vertrags in jedem Jahre nur 200 Prozent der 
ſtaatlich veranlagten Grund- und Gebäudefteuer erhoben. 

3. Für die nächſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags gelangt 
bei einem Eigentumswechſel an im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Badenſtedt belegenen Grundſtücken eine Wertzuwachsſteuer dann nicht 
zur Erhebung, wenn der veräußernde Grundeigentümer oder ſein 
Erblaſſer bereits zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Vertrags Grundbuch- 
eigentümer des veräußerten Grundſtücks war. Bei der demnächſt in 


dem Bezirke der ehemaligen Gemeinde Badenſtedt einzuführenden Wert- 
zuwachsſteuer iſt bei Berechnung des Wertzuwachſes der Wert der 
Grundſtücke am Tage der Vereinigung der Gemeinden Linden und 
Badenſtedt zu Grunde zu legen. 1 7 

4. Während der nächſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags dürfen 
im Bezirke der ehemaligen Gemeinde Badenſtedt keine neuen Gemeinde⸗ 
ſteuern vom Grundbeſitz eingeführt werden. 


Sollte nach Ablauf dieſer Friſt die Grundſteuer nach dem gemeinen Werte 
im Bezirke der Gemeinde Badenſtedt eingeführt werden, ſo darf dies nur ge⸗ 
ſchehen unter Aufnahme von Bedingungen in die Grundſteuerordnung, durch 
welche die außerhalb der jeweiligen Bebauungszone belegenen und landwirtſchaft— 
lich benutzten Grundſtücke geſchützt werden. 

Die Erhebung von Straßenanliegerbeiträgen und Gebühren für die Ent⸗ 
wäſſerungskanaliſation bleiben unberührt. S 


Sa. 
Die im § 1 des Ortsſtatuts der Stadt Linden, betreffend den Schlacht— 
22. März h 3 
hauszwang, vom 17 ni 1905 enthaltene Befreiung der Schweineſchlachtungen 


vom Schlachthauszwange darf für den Bezirk der ehemaligen Gemeinde Baden- 
ftedt, ſolange die Bebauung dieſes Bezirkes noch vorwiegend ländlichen Charakter 
trägt, jedenfalls während der nächſten 10 Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags, 
nicht aufgehoben werden. Die Befreiung gilt während dieſer Zeit mit der Maß— 
gabe, daß die Zahl der für die einzelnen Haushaltungen zugelaſſenen nicht ge— 
werbsmäßigen Hausſchlachtungen von Schweinen unbeſchränkt iſt. 


$ 18. 


Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet fich, die für den ehemaligen Ge- 
meindebezirk Badenſtedt beſtehende freiwillige Feuerwehr im Beſitz ihrer Geräte 
zu belaſſen und fie in gleicher Weiſe zu unterſtützen, wie es gegenüber der frei- 
willigen Turnerfeuerwehr in Linden geſchieht. 

Die freiwillige Feuerwehr in Badenſtedt wird dagegen als Ortsfeuerwehr 
dem Magiſtrate der Stadt Linden nach den für Ortsfeuerwehren geltenden Be— 
ſtimmungen unterſtellt werden. 


D, 
Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet fich, der ferneren Feier des fo- 
genannten Volksfeſtes in Badenſtedt keine Schwierigkeiten zu bereiten, ſondern 
für die Zulaſſung dieſes alljährlich im Sommer zu feiernden Feſtes einzutreten. 


§ 20. 


Mit dem Inkrafttreten dieſes Vertrags finden alle für den Gemeindebezirk 
Linden erlaſſenen ortsſtatutariſchen Vorſchriften, Gemeindebeſchlüſſe und Polizei⸗ 
verordnungen auch auf den ehemaligen Gemeindebezirk Badenſtedt Anwendung, 
ſoweit nicht in dieſem Vertrag etwas anderes beſtimmt iſt. 


` 


sai 


Dieſer Vertrag tritt drei Monate nach Verkündung des Eingemeindungs⸗ 
geſetzes, ſpäteſtens aber am 1. April 1909, in Kraft. 


Badenſtedt, den 21. Auguſt 1908. 


Siegel) Der Gemeindevorſtand. 
Zieſeniß. 


Der Gemeindeausſchuß. 
Dr. G. Hilgenberg. Fr. Gieſecke, Beigeordneter. 


Eickhoff. E. Lampe, Beigeordneter. 
C. Humme. Fr. Schrader. 
Hr. Meyer. 


Linden, den 7. Oktober 1908. 


(Siegel) Der Magiſtrat. 


Lodemann. 


Anlage D. 


Vertrag 


zwiſchen 


der Stadtgemeinde Linden und der Dorfgemeinde Bornum. 


81. 

Die Dorfgemeinde Bornum wird in ihrem bisherigen Gemarkungsumfange 
mit der Stadtgemeinde Linden zu einer einheitlichen Stadtgemeinde vereinigt. 
Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung ſcheidet die Gemeinde Bornum aus dem 
Landkreis aus und wird Teil des Stadtkreiſes Linden. 


9 2. 

Das Gemeindevermögen und die Gemeindeſchulden der bisherigen Gemeinde 
Bornum gehen mit dem Tage der Vereinigung auf die vergrößerte Stadtgemeinde 
Linden über. 
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Für die durch die Vereinigung mit Bornum vergrößerte Stadtgemeinde 
Linden beſteht nur ein Bürgerrecht. 

Die für die Stadtgemeinde Linden geltenden Beſtimmungen über den 
Erwerb und den Verluſt des Bürgerrechts treten mit dem Zeitpunkte der Ver⸗ 
einigung der Gemeinde Bornum mit der Stadtgemeinde Linden auch für das 
Gebiet der ehemaligen Gemeinde Bornum in Kraft. i 


9 4. | 
Diejenigen Perſonen, welche am Tage der Vereinigung der Gemeinde 
Bornum mit der Stadtgemeinde Linden im Gebiete der Gemeinde Bornum ihren 
Wohnſitz haben und als Eigentümer eines im Gemarkungsbezirke Bornum be⸗ 
legenen Grundſtücks oder aus anderen Gründen zum Erwerbe des Bürgerrechts 
verpflichtet ſind, erhalten das Bürgerrecht der Stadtgemeinde Linden für ſich, 
ihre Ehefrauen und ihre ehelichen Kinder, ſoweit die Kinder am Tage der Ver⸗ 
einigung von Linden und Bornum das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
unentgeltlich, ſofern die betreffenden Perſonen im Befige der preußiſchen Staats⸗ 


angehörigkeit find und keine Freiheitsſtrafen erlitten haben. Außerdem ift jeder 
über 25 Jahre alte, im Beſitze der preußiſchen Staatsangehörigkeit befindliche 
männliche Einwohner des ehemaligen Gemeindebezirkes Bornum berechtigt, das 
Bürgerrecht der Stadt Linden gegen Zahlung eines Bürgergewinngeldes von 
30 Mark zu erwerben, wenn er 
a) den Antrag auf Verleihung des Bürgerrechts innerhalb 4 Monaten 
nach Inkrafttreten des Eingemeindungsvertrags ſtellt, 
b) ſich verpflichtet, für den Fall feiner Verheiratung das Bürgerrecht auch 
für ſeine Ehefrau gegen Zahlung von 15 Mark zu erwerben, 
c) bei Stellung des Verleihungsantrags 
1. nicht eine Zuchthausſtrafe oder eine Gefängnisſtrafe wegen Ver- 
brechens oder Vergehens gegen das Eigentum, die Sittlichkeit 
oder wegen ſchwerer Körperverletzung erlitten hat und in der 
Verfügung über ſein Vermögen nicht durch gerichtliche Anordnung 
beſchränkt iſt, 
2. acht Jahre ununterbrochen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Bornum wohnhaft geweſen iſt und während dieſer Zeit keinerlei 
Unterſtützung aus öffentlichen Armenmitteln bezogen hat. 


. 

Die Einwohner der Gemeinde Bornum werden mit dem Tage der Ver⸗ 
einigung von Linden und Bornum den Einwohnern der Stadtgemeinde Linden 
gegenüber gleichberechtigt bezüglich der im Stadtgebiete beſtehenden, dem gemeinen 
Wohle dienenden Einrichtungen. i 

Die Stadtgemeinde Linden iſt insbeſondere verpflichtet, in Gemäßheit der 
von ihr mit dem Magiſtrate der Stadt Hannover beziehungsweiſe mit der Imperial⸗ 
Continental⸗Gas⸗Aſſociation zu London abgeſchloſſenen Verträge eine Verſorgung 
des bebauten Gebiets der Gemeinde Bornum mit Gas und Trinkwaſſer herbei— 
zuführen und für einen der fortſchreitenden Bebauung entſprechenden weiteren 
Ausbau der Gas- und Waſſerleitung für die Zukunft zu ſorgen. 

Die Stadt verpflichtet ſich, dafür einzutreten, daß bei der Handhabung 
der Straßen, Verkehrs- und Geſundheitspolizei auf den noch vorwiegend land- 
wirtſchaftlichen Charakter der Dorfgemeinde Bornum tunlichſt Rückſicht genommen 
und eine Erſchwerung des Betriebs der Landwirtſchaft vermieden wird. 


§ 6. 

Die obrigkeitliche Verwaltung im Bezirke der vergrößerten Stadtgemeinde 
Linden ſteht nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen dem Magiſtrate der 
Stadt Linden zu. 

G 


Das Bürgervorſteher-Kollegium der Stadtgemeinde Linden wird alsbald 
nach der Vereinigung der Gemeinden Linden und Bornum um ein Mitglied 


vergrößert, welches aus der Zahl der wahlberechtigten Bewohner des Gebiets der 
ehemaligen Gemeinde Bornum zu wählen iſt. 


9 8. 

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Vertrags von der Gemeinde Bornum 
dauernd im Gemeindedienſte gegen Entgelt beſchäftigten Perſonen werden bei der 
Vereinigung der Dorfgemeinde Bornum mit der Stadtgemeinde Linden in ihrer 
bisherigen Dienſttätigkeit und Vorbildung entſprechende Stellungen und Be 
ſchäftigungen in der Stadtverwaltung übernommen und in ihren Vergütungs⸗ 
bezügen jedenfalls nicht ſchlechter geſtellt werden, als ſie in der Gemeinde Bornum 
vor Abſchluß dieſes Vertrags geſtellt waren. A 


"NY 

Die Stadtgemeinde Linden und die ehemalige Gemeinde Bornum bilden 
vom Tage der Vereinigung ab einen einheitlichen Ortsarmenverband. 

Inſofern durch die Vereinigung eine Unterbrechung der Friſt zum Erwerbe 
des Unterſtützungswohnſitzes für Einwohner der Stadt Linden oder der Gemeinde 
Bornum eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde die Verpflichtung, von 
den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr erwachſenden Befugniſſen 
anderen Armenverbänden gegenüber keinen Gebrauch zu machen, 


§ 10. 

Die Stadtgemeinde Linden und die Gemeinde Bornum bilden nach der 
Vereinigung einen einheitlichen Volksſchulverband. 

Von denjenigen Perſonen, welche im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Bornum wohnen, darf kein Schulgeld erhoben werden. 

Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet ſich, Vorkehrungen zu treffen, durch 
welche ermöglicht wird, daß für die im ehemaligen Gemeindebezirke Bornum 
wohnhaften ſchulpflichtigen Volksſchulkinder der drei jüngſten Jahrgänge Klaſſen⸗ 
räume im ehemaligen Gemarkungsbezirke Bornum oder in der Nähe von deſſen 
Grenzen zur Verfügung ſtehen. ; 

1 


Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet ſich, ſpäteſtens innerhalb zweier 
Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags in Gemäßheit der von ihr mit der 
Imperial⸗Continental⸗Gas⸗Aſſociation zu London abgeſchloſſenen Verträge eine 
Verſorgung des bebauten Teiles der Gemeinde Bornum mit Gas herbeizuführen 
und den bebauten Teil der Gemeinde Bornum und insbeſondere auch den von 
der Straßenbahnhalteſtelle an der Badenſtedter Straße nach der Ortſchaft Bornum 
führenden Weg mit Straßenbeleuchtung verſehen zu laffen. 

§ 12. 

Die Einwohner des ehemaligen Gemeindebezirkes Bornum ſind berechtigt, 

ſowohl den ſtädtiſchen Hauptfriedhof in Ricklingen ſowie auch den nach dem Vers 
Geſetzſammlung 1909. (Nr. 10949.) 14 


trage der Stadt Linden mit der Gemeinde Badenſtedt im ehemaligen Gemeinde- 
bezirke Badenſtedt anzulegenden Friedhof nach Maßgabe der Beſtimmungen der 
Friedhofsordnung zu benutzen. 


§ 13. 


Die Rechtsverhältniſſe der Teilungs- und Verkoppelungsintereſſenten zu 
Bornum ſowie die Jagdverhältniſſe werden durch die Vereinigung mit der Stadt⸗ 
gemeinde Linden nicht berührt. 

$ 14. 


Die Reinigung der im Bezirke der ehemaligen Gemeinde Bornum be— 
legenen öffentlichen Straßen, Gräben und Waſſerläufe hat die Stadtgemeinde in 
dem gleichen Umfang auszuüben, als es durch die Gemeindeverwaltung bisher 
geſchehen iſt. 

. Sally 


Für den ehemaligen Gemeindebezirk Bornum werden folgende Feſtſetzungen 
rückſichtlich der Gemeindeſteuern getroffen: 
1. Die Hundeſteuer darf für die erſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes 
Vertrags nicht mehr als 6 Mark jährlich für den Hund betragen. 

2. An Grund- und Gebäudeſteuern werden für die nächſten 6 Jahre nach 
Inkrafttreten dieſes Vertrags in jedem Jahre nur 180 Prozent der 
ſtaatlich veranlagten Grund- und Gebäudeſteuer erhoben. Sollte nach 
Ablauf dieſer Friſt die Grundſteuer nach dem gemeinen Werte im 
Bezirke der ehemaligen Gemeinde Bornum eingeführt werden, ſo darf 
dies nur geſchehen unter Aufnahme von Bedingungen in die Grund— 
ſteuerordnung, durch welche die außerhalb der jeweiligen Bebauungs⸗ 
zone belegenen und landwirtſchaftlich benutzten Grundſtücke geſchützt 
werden. 

3. Für die nächſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags gelangt 
bei einem Eigentumswechſel an im Bezirke der ehemaligen Gemeinde 
Bornum belegenen Grundſtücken eine Wertzuwachsſteuer dann nicht 
zur Erhebung, wenn der veräußernde Grundeigentümer oder ſein Erb— 
laſſer bereits zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Vertrags Grundbuch— 
eigentümer des veräußerten Grundſtücks war. Bei der demnächſt in 
dem Bezirke der ehemaligen Gemeinde Bornum einzuführenden Wert- 
zuwachsſteuer iſt bei Berechnung des Wertzuwachſes der Wert der 
Grundſtücke am Tage der Vereinigung der Gemeinden Linden und 
Bornum zu Grunde zu legen. 

4. Während der nächſten 6 Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags 
dürfen im Bezirke der ehemaligen Gemeinde Bornum keine neuen 
Gemeindeſteuern vom Grundbeſitz eingeführt werden. 

Die Erhebung von Straßenanliegerbeiträgen und Gebühren für die Ent 

wäſſerungskanaliſation bleiben unberührt. 


ra le er 


$ 16. 

Die im SL des Ortsſtatuts der Stadt Linden, betreffend den Schlacht⸗ 
17 1 1905 enthaltene Befreiung der Schweineſchlachtungen 
vom Schlachthauszwange darf für den Bezirk der ehemaligen Gemeinde Bornum, 
ſolange die Bebauung dieſes Bezirkes noch vorwiegend landwirtſchaftlichen 
Charakter trägt, jedenfalls während der nächſten 10 Jahre nach Inkrafttreten 
dieſes Vertrags, nicht aufgehoben werden. Ferner ſoll die Zahl der für jeden 
Haushalt zugelaſſenen Schlachtungen unbeſchränkt und die Schlachtung außer in 
den im $ 1 des Ortsſtatuts von 1905 genannten Monaten auch in den Monaten 
Oktober und März zuläſſig ſein. 


hauszwang, vom 


S I7 

Die Stadtgemeinde Linden verpflichtet fich, Die für den ehemaligen Gemeinde 
bezirk Bornum beſtehende freiwillige Feuerwehr im Beſitz ihrer Geräte zu belaſſen 
und ſie in gleicher Weiſe zu unterſtützen, wie es gegenüber der freiwilligen Feuer⸗ 
wehr in Linden geſchieht. 

Die freiwillige Feuerwehr in Bornum wird dagegen als Ortsfeuerwehr 
dem Magiſtrate der Stadt Linden nach den für Ortsfeuerwehren geltenden Be— 
ſtimmungen unterſtellt werden. 

§ 18. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Vertrags finden alle für den Gemeindebezirk 
Linden erlaſſenen ortsſtatutariſchen Vorſchriften, Gemeindebeſchlüſſe und Polizei- 
verordnungen auch auf den ehemaligen Gemeindebezirk Bornum Anwendung, 
ſoweit nicht in dieſem Vertrag etwas anderes beſtimmt iſt. 


§ 19. 


Dieſer Vertrag tritt 3 Monate nach Verkündung des Eingemeindungs⸗ 
geſetzes, ſpäteſtens aber am 1. April 1909, in Kraft. 


Bornum, den 4. September 1908. Linden, den 7. Oktober 1908. 
Sieger) Der Gemeindeporſteher. (Siegel) Der Magiſtrat. 
Fr. Schrage. Lodemann. 


W. Blume, Beigeordneter. 


Bekanntmachung. 


Nas Vorschrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſebſamml. S. 357 ſind 
bekannt gemacht: 


iR 


das am 20. Februar 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Aher 
Ennepebach-Burbach-Genoſſenſchaft in Ahe bei Halver im Kreiſe Altena 


durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 3 Nr. 13 S. 157, 


ausgegeben am 26. März 1909; 

das am 22. Februar 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen⸗ 
ſchaft zur Regulierung der Paſſarge in Elditten im Kreiſe Heilsberg 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 12 
S. 105, ausgegeben am 25. März 1909; 


das am 24. Februar 1909 Allerhöchſt vakon Statut für die Drainage- 


genoſſenſchaft in Wangten im Landkreiſe Liegnitz durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 12 S. 79, on am 
20. März 1909; 

das am 4. März 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Hämel⸗ 
Haufen- e Entwäſſerungsgenoſſenſchaft in Hülſen im Kreiſe Falling⸗ 
boſtel durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Lüneburg Nr. 12 
Sonderbeilage, ausgegeben am 19. März 1909; 


das am 4. März 1909 Allerhöchſt i Statut für die Ent⸗ 


e Zibelle in Nieder Zibelle im Kreiſe Rothenburg 
O. L. durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 13 
S. 89, ausgegeben am 27. März 1909, 


das am 20. März 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage- 


genoſſenſchaft Schmalnau in Schmalnau im Kreiſe n (Rhön) 


durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 7 S. 103, 


ausgegeben am 28. April 1909, 


„der Allerhöchſte Erlaß vom 29. März 1909, betreffend die e 


des Enteignungsrechts an die Stadt Crefeld zur Anlegung eines ried- 
hofs in der Gemarkung Bockum, durch das Amtsblatt der Königl. Re- 
gierung zu Düſſeldorf Nr. 17 S. 145, ausgegeben am 1. Mai 1909; 


der am 7. April 1909 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 


des Deichverbandes Langenberg vom 10. Auguſt 1906 durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 18 S. 137, ausgegeben am 
30. April 1909. 


Redigiert im Bureau des Stagtsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzzammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 M 


und 1884 bis 1903 zu 2,40 %) find an die Poſtauſtalten zu richten. 


